Anhang I. 


Wortlaut der in Betracht fommenden 
firdenpolifiihen Urkunden 
nad den amtlichen Aftenftüden. 
1. Komfordat zwiſchen Seiner Heiligkeit Papit Pins zE 
und dem Stante Bayern. 


. iligfei ins X Boayeriſche 
Staat et Papſt, Pius XI. und der Bayertrer 


Fatholifchen Stiche in Bayern auf eine den veränderten er- 


Hälknifien entior 1 
Bean en Iprechende Weije und dauernd neu zu 


„gt, Melem Iimede Haben Seine Heiligteit PA 
N Bevollmächtigten Seine Craellend Mar 
zbifehe 


Sm & II ng zu ihrem Bern, 
Dr. Eugen De a Serrn Staatsminifter des etnifter 
für Unterricht un) nilling, den Seren Staa u den 


2 c ı 3° 
r der Finanzen, Dr. Wilhelm Rot 


d 1zenn Zune © 
machten a ‚ nachdem fie ihre beiderfeitiget ner 
ah ae et und für richtig befunden haben, 5 


1. Er 1. 

öffne dirhedernghe Staat gewährleiſtet die freie ur 

SE ubung der katholiſchen Religion. hmen 

ihrer Buftändigkei at daS Recht der Kirche, im RAN zu 

treffen, die ibn eu Gefege zu erlaffen und Anordnunge ung 
dieſes Rechtes yocneülteder binden; er wird die Auzib 

33. Er ficpert I indern noch erſchweren. 


er kathouſeen Fire pie ungelt® 
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Kultübung zu. In der Erfüllung ihrer Amtspflichten ges 
nießen die Geiftlihen den Schuß des Staates. 


Art. 2. 


Orden und religiöje Kongregationen fünnen den ka— 
noniſchen Bejtimmungen gemäß frei gegründet werden. Sie 
unterliegen von jeiten des Staates feiner Einfhränkung in 
bezug auf ihre Niederlajjungen, die Zahl und — vorbehalt- 
li der Bejtimmung des Art. 13 $ 2 — die Eigenichaften _ 
ihrer Mitglieder ſowie bezüglich der Lebensweiſe nad) 
ihren kirchlich genehmigten Regeln. 

Soweit jie bisher die Rechte einer öffentlichen Körper- 
ſchaft genoſſen haben, bleiben ihnen dieje gewahrt; die 
übrigen erlangen Nechtsfähigfeit oder die Rechte einer 
gen Körperichaft nad) den für alle Bürger oder Ge- 
ſellſchaften geltenden gejeglichen Beitimmungen. Ihr Eigen- 
tum und ihre anderen Nechte werden ihnen gewährleiftet. / 
In bezug auf den Erwerb, den Beſitz und die Verwaltung 
ihres Vermögens jowie in der Ordnung ihrer Angelegen- 
beiten unterliegen jie feiner bejonderen ftaatlihen Be— 
Ihränfung oder Aufficht. 


Art. 3. 


$ 1. Die Ernennung oder Bulafjung der Profefjoren 
oder Dozenten an den theologiichen Fakultäten der Univer- 
fitäten und an den philoſophiſch-theologiſchen Hochſchulen 
ſowie der Neligionslehrer an den höheren Lehranſtalten 
wird jtaatlicherjeit3 erjt erfolgen, wenn gegen die in Aus— 
licht genommenen Kandidaten von dem zuftändigen Diözefan- 
biſchofe Feine Erinnerung erhoben worden ift. 

1.8.2. Sollte einer der genannten Lehrer bon dem 
Didzefanbifchofe wegen jeiner Lehre oder wegen feines fitt- 
lichen Verhaltens aus triftigen Gründen beanftandet wer- 
en, jo wird die Staatsregierung unbejchadet feiner jtaat3- 
dienerlichen Rechte alsbald auf andere Weiſe für einen ent- 
prechenden Erjat forgen. 


Art. 4 


$ 1. Der Unterricht an den theologiihen Fakultäten 
der Univerfitäten a an den pbilojophifeh-theologifchen 
Sohfeäulen muß den Bedürfniſſen des Zrieſterlichen Be- 
tufes nah Makgabe der Firhlichen Vorſchriften Rechnung 


tragen, 

‚82 X ; iſchen Safultäten der beiden 
Univerfitäten a eabuıra ſoll, wenigſtens je 
ein Profeffor der Mhilojophie und der Geſchichte angeſtellt 
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werden, gegen den Hinfichtlich feines katholiſch-kirchlichen 
Standpunttes Feine Erinnerung zu erheben ift. 

$ 3. Der Religionsunterricht bleibt an allen höheren 
Sehranftalten und Mitteljchulen wenigitens im bisherigen 
Umfang ordentliches Lehrfach 


Art.5. 

$1. Der Unterricht und die Erziehung der Kinder 
an, den katholiſchen Volksihulen wird nur folden Lehr 
fräften anvertraut werden, die geeignet und bereit find, 
in berläjjiger Weife in der Fatholiihen Religionslehre Ei 
unterrichten und im Geifte des Fatholiichen Glaubens zu 
erziehen. 

3.2. Die Lehrer und Lehrerinnen, die an katholiſchen 
Volsihulen angeftellt werden wollen, müſſen por ihrer 
Anftellung nachweifen, daß fie eine dem Charakter diejer 
Säulen entipregende Auspilsung erhalten haben., Del 
Ausbildung muB ſich beziehen fowohl auf den Neligton S 
unterriäit Iie auch auf jene Fächer, die für den Glauben 

und, die Sitten bedeutungsboll find. Die Erteilung des 

| Religionsunterrichts jet die Missio Canonica dur den 

| Diögefanbiihof voraus. 

9 3. Der Staat wird Bei der Lehre 

Sibung für Einrichtungen Tomnın Mao Dinge hen obigen 

Grundfägen enfiprechende Ausbildung der für katholiſche 

a “ timmten Lehrkräfte fiern. Er 

una sd on Prüfungskommiſſionen, die für die CI 

teilung der Le tbefähigung rs AR katholiſchen Bun 

!öulen suftändig find, erhatten die Fircjlichen Sberbehörhn, 
ea de & 

anaendiere Vertrehung 78 euS_her Neligiens r 3 

. Soweit nad) de Hrerbildung®” 

weſens Privatanftalten mung see nd, ie u 

e Berufti ifdung hreem On 
ernehmen, wird der Staat bei ihrer 

lafjung auch beit G ngte 
| gationen entf nenne Anftalten der Orden und Ko 


Salinge werde“ Tolchen priv ten vorgebildeten 
heickenneden, falls Sieje Aftalken bie jtaattich 20% 
Maßgabe Der an enfcafert en Bedingungen erfüllen, en 
Prüfungen zugelaffen Beſtimmunden zu den jtaa — 

Die Erwerbun d ür Bolt?“ 
Uenertsanteilöufen unb Giger anne Torie, Di 
en und yein,ioeDramts wird für Die Angebötiden 
Bedingungen gefnühft are nigtsgationen an feine an 
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Art. 6. 

In allen Gemeinden müſſen auf Antrag der Eltern 
„der jonjtigen Ge acer katholiſche Volks— 
ſchulen errichtet werden, wenn bei, einer entſprechenden 
Schülerzahl ein geordneter Schulbetried — felbft in der 
dorm einer ungeteilten Säule — ermöglicht ift. 


Art. 7. 

St An allen Volksſchulen — abgejehen von den in 
Xj.2 erwähnten Sara "hleibt der Religionsunterricht 
ordentliches Lehrfach. Der Umfang diefes Religionsunter- 
echtes foll im Cinvernehmen mit den kirchlichen Dber- 
Ebörden „feitgejegt und gegenüber dem gegenwärtigen 

fande nicht gekürzt werden, : ! 

. „Sollte der Bayeriſche Staat in etlichen Schulen rechtlic, 
nicht in der Sage jein, dem Religionsunterricht den Cha- 
rakter eines ordentlichen Lehr faces zu erteilen, jo wird 
wenigftens die Erteilung eines privaten Religionsunter- 
tits durch die Bereitjtellung der Schulräume jowie durch 
deren, Beheizung und Beleuchtung aus gemeindlichen oder 
ſtaatlichen Mitten ficjergeftellt. ' 

2. Den Schülern der Volksſchulen, Mittelſchulen 
und böheren Rehranftalten wird im Benehmen mit den 
firlichen Dberbehörden geeignete und ausreichende Ge- 
legenheit zur Erfüllung ihrer religiöen Pflichten gegeben. 


Art. 8. 

$1. Die Beauffichti und Zeitung des Religions— 
unterrichts an —— —— Mittelidulen und höheren 
Lebranitalten werden der Kirche gewährleiſtet, 
N 2. Dem Biſchof und feinen Beauftragten fteht das 
Recht zu, Mißſtande im religiös-Tittlihen Leben der Fatho- 
Üden Syüfer wie aud) ihre nacjteiligen oder ungehörigen 
Feinfluffungen in der Schule, imsbelondere etivaige Ver- 
Köyngen ihrer Glaubensübergeugung oder religiöfen Emp- 
Gelingen im Umterrichte bei der Be — 

orde 5— rechende P & 
tragen ndeanſtanden, die fiir entſprech 


Art. 9 


$1. Or eligiöſe Kongregationen werden unter 
a gemeinen ein Beitimmungen u ! — 
nung ührung von Privatſchulen guet ern 


db : Ai 
nach den ee Vine geltenden — 
3 efigiöfen, Kongregationen. ge- 
An TEE HERE 
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Teitete & 








Ien gehabt haben, behalten ihn, fofern jie Di i 

‚ » h jie die an gleid)- 
Dee et geitellten Anforderungen erfüllen. Unter 
ge a Vorbedingungen kann auch neuen Schulen von 
En und Kongregationen diefer Charakter durch Die 
taatSregierung verliehen werden. 


Art.10. 


$ 1. Der Bayeriſche Staat wird jei 
jeinen auf Geſetz, 
es aan bejonderen Rechtstiteln beruhenden ver⸗ 
a chen Verpflichtungen gegen die Katholiſche 
a — ſtets nachtommen. Die vermögensrecht⸗ 
— ähtungen, die im Konkordate von 1817 feſt 
‚ werden durch folgende Vereinbarung erjeßt:. 


a — Be 
Le and Wird bie ergbtichöflichen und diſchöflichen 
Dotation ie Vetropolitan- und Domtapitel mit einer 
deren läbti Gütern und ftändigen Fonds auzftatten, 
Srundia 4 iche Reineinfünfte ji) bemefien auf der 
gefekt rg jener, die im erwähnten Konkordate feit- 
Rechnung z wobei dem Geldwerte vom Jahre 181 
nreung DU ftagen ift. Gierbei wird, für eine Ir 
tragen lung der Dotationsgiiter Sorge IE 
in angegebuet „Solange eine folde Dotation nic) 

der Staat dar Meife iiberiwiejen werden kann, wi 

Bugrundele afür eine Kahresrente leiften, Die Nie, 
gelegten Bang der im Konkordate bon 1817 Kl 

entfpregjenden ühtungen und in Anlehnung, AM "ne 
eigenen Bivedt Aufwendungen des Staates für Ih 
verhältniffen — — wirticnaftlichen 8 
Di wird. 
Kugsbure, ebleiftungen an die 6 Diözefanbiichöfe von 
und Speyer ensburg, Wirzburg, Paſſau, Eichſtã 
„Die Meinten Die aleichen fein. mie 
fie in der Me iſchöfe erhalten eine Gehaltszulag% nen 
it, fie wird inbarung vom Jahre 1910 noraei den 
eitverhältnift, enfalls den jeweiligen virtjchaftlt 
b) Sämtliche Re angeglichen werden. yſt 
Domderanne, haben 2 Dignitäten (Domprl ; 
2. Domfapiter g die Metropolitantapitel, sähleT nde- 
bienfe ren überdies Enter: .: einen NR ariat?” 
ür pumte Vikare en Chor⸗ un ahr 
Aurüdgetent Panonifer, die bereits das 70. geben ni 
er „önnen ) en „oder die nicht mehr dien ne” 
folge 119 So into berftändniffe mit ber 7 ach 
halten wigefteitt a mit oder ohne Kecht auge er 
je die Hanezoen, die die gleichen est 
44 usmäßigen Kanoniker. 





c) Den Generalvitaren und biſchöflichen Sefretären wird 
der Bayerijche Staat eine Dienftentichädigung an- 
weijen, deren Höhe ebenfall® den jeweiligen Wirt- 
ichaftsverhältnifien anzugleichen iſt. 

A) Zur Zeit der Erledigung eines erzbiichöflichen oder 
biichöflichen Stuhles der Dignitäten, Kanonitate oder 
Vitarlen wird der Betrag der vorerwähnten Einkünfte 
zum Beften der betreffenden Kirchen erhoben und er- 
halten. 

e) Sowohl den Erzbiichöfen und Biſchöfen als den Digni- 
tären, den 5 bzw. 4 älteren Kanonifern und 3 älteren 
Rifaren wird eine ihrer Würde und ihrem Stande ent- 
jprechende Wohnung angewiejen. 

f) Die Fonds, Einkünfte, beweglichen und umbeiveg- 
lichen Güter der Domkirchen und ihrer Fabriken wer- 
den erhalten werden md, wenn jie zur Unterhaltung 
der genannten Kirchen, zu den Ausgaben für den 
Sottesdienjt und zur Beſoldung der nötigen weltlichen 
Diener nicht Dinreichen, wird der Staat das Fehlende 
ergänzen. 

g) Für die erzbiichöflichen und biichöflichen Ordinariate, 
für das Kapitel und das Archiv wird ein geeignetes 
Gebäude iiberlaffen; , für Deckung etwaiger Tehl- 
beträge der DOrdinariatsbediirfnifie gilt Buchitabe f 
entiprechend. 

h) Der Boyheriſche Staat wird an die beftehendent, nad) 
den Beftimmungen des Codex juris canonic! ein» 
gerichteten Anaben- und Prieſterſeminare angemefjene 
Zuſchüſſe leiſten. 

i) Für die Emeriten ſorgt der Staat durch Ausſtattung 
der Emeritenanftalten mit ausreichender Dotation 
oder durch entiprechende Zuſchüſſe zu Emeriten- 
denfionen. 

k) Werden mit Ginverftändnis der Staatsregierung 
Seeljorgeftellen nen errichtet oder beftehende umge 
wandelt, jo werden zur angemefjenen Ergänzung des 
Einfommens der jeweiligen Stelleninhaber ftaatliche 
Mittel im Nahmen der bisher üblichen Zeiftungen für 
die Seeljorgegeiftlichen im allgemeinen zur Verfiigung 
geſtellt. 

Im Falle einer Ablöſung oder Neuregelung der auf 


Gejeb, Lertrag oder befonderem Nechtstitel beruhenden 


Staatlichen Leiftungen an die 


Kirche fichert der Baheriſche 


Staat die Wahrung, der kirchlichen Belange durch, Aus- 
aleichseiftungen zu die entiprechend dent Anhalt und Um— 
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fange des Nechtsverhältnifjes unter Berückſichtigung der 
Geldverhältniffe v b fir das ee 
Ren fie vollen Erjag für das mweggefallene Recht 
82. Soweit jtaatlic ihüji £ fe 
sent je Zujchüfle oder Mehraufmenduns 
gen niet benötigt werden, Fönnen Fichliche Stellen frei 
en # ae umgewandelt werden. 

3, Die ſtaatlichen Gebäude und Grundſtücke, die 
a auttelßar oder mittelbar Ziweden der Kirche ein- 
Nank hleib. — oder religiöſen Kongregationen die— 
— ieſen Zwecken auch fernerhin unter Berück— 

eier Verträge überlaffen. 

ihonanen, Güter der Seminarien, Pfarreien, Benefisten, 
A nanntebeifen und aller iibrigen a werden 
— Öranfen des fiir alle geltenden Geſehes ge 
firhlichen Sm Fönnen ohne Zuftimmung der zuftändigen 
en obrigt eit nicht veräugert werden. Die Kirche hat 
sunbaben. Dies bu zu erwerben und als Eigentum 
Reit unberleg u erworbene Eigentum foll in gleicher 
„ 95. Die Kirche Hat dag : der 
bürgerlichen ar. oe. bat das Recht, auf der Grundlage de 

gerlichen Steuerliften Umlagen zu erheben. 


Pr es Art 11. 
— nu Staat wird in feinen Strafe, Pflege 
eigener Geiſtlicher tanfenanftalten, jei es durch Anſtellung 


fee Mon oder auf andere zwedmäßige Weile, AU 
Sedllora mes entſprechende —— einrichten. Die 
dem Diögefanbiicjor aunkarten werden im Benehmen mi 
Bei der ufgeſtellt. 4 
nehmer Den Genehmigung bon Anftalten anderer Unter 
da die Antara eanerlche Staat tunlichft dahin en: 
ſprechend jeeljorglic, Du Tnelkiası Beduͤrfni 


Art. 12, fie 
der Seeligrge [i ven Aenderungen, die im Inter 
gen, bie ie iegen, und abgejehen En 5* Verſchiebun 
rungen ergeben inzelnen Fällen als Folge von Be 
und Diözefen Th Beet deine Stand der ircheuprovingze 

2 Ndert werden. 


Abgefehen bon Eleine 


8 1 Im Sing - 

eifcen Staates” mblie auf die Aufwendungen des, Ba, 

Kirche in der eilut die Besüge der Geiftlicen WILD nor 

der Diözejanpif ve a uvaltung der Diözefen, Kor 

Ür die Eun en ſowie in der Partie 

Di tteit owie in der ‘ pen 

Volksſchulen ur Geitliee ,Religionsunterrichtes an! 
er! 
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a) die bayerijche oder eine andere deutſche Staatsange- 
börigfeit haben, 

b) das Keifezeugnis eines deutſchen vollwertigen huma- 
niſtiſchen Gymnafiums bejigen, das aud auf Grund 
privater Studien und an einer vom Staate aner- 
fannten Privatanjtalt erworben werden fann, 

e) die von der Kirche vorgeſchriebenen philoſophiſch⸗ 
theologiſchen Studien an einer deutſchen ftaatlichen 
Hochſchule oder an einer den Beſtimmungen des 
ce. 1365 Cod. iur. can. entſprechenden deutſchen 
biſchöflichen Hochſchule oder an einer pãpſtlichen Hoch⸗ 
ſchule in Rom erfolgreich zurückgelegt haben. 


$ 2. Desgleichen müſſen bei Orden und religiöjen 
Kongregationen jowie bei deren Niederlajjungen Die 
Dbern, die in Bayern ihren Sit haben, die bayeriſche abe 
eine andere deutiche Staatsangebörigteit beſitzen. Unbe⸗ 
rührt bleibt das Recht der Ordensobern mit — 
Slaatsangehörigteit, die ihren Sit außerhalb Bayern 
haben, perjönlich oder durch einen Vertreter ihre Se 
Layern zu bifitieren jowie das Necht der Drdenstleri er 
ihre philoſophiſch theologiſchen Studien an ihren Sehen ; 
chulen nad) Magabe des Cod. iur. can. c. 1365 zurlidsu 
legen an Stelle der in $ 1 Buchit. e genannten Anjtalten. 


Art. 14. 

$ 1. In der Ernennung der Erzbiſchöfe und Bilaöle 
hat der Hl. Stuhl volle Freiheit, Bei Erledigung, Kiie 
erzbiihöflichen oder bifhöflichen Sites wird das Se ndie 
Kapitel dem HI. Stuhle unmittelbar eine Liſte 9 
daten unterbreiten, die für das biſchöfliche Amt würdig niet 
für die Zeitung der erledigten Diözeje geeignet find; Höfen 
diefen wie auch unter den von den bayeriihen Bil "Ber 
und Kapiteln je in ihren entiprechenden Zeienmalliften Vor 
zeichneten behält fid) der Sl. Stuhl freie Auswahl er feife 
der Nublifation der Yulle wird diefer im offistöfer am 
mit der Bayerifchen Negierung in Verbindung treten, en 
ſich zu berfidern, daß gegen den Kandidaten Erinnerung 
politifcher Natur nicht obwalten. biſchöf 

82. Die Beſetzung der Kanonikate bei den erzbiſchöſ 
tigen und Bifcöffiden Mapiteln gefiebt a in 
freie Webertragung des Diözeſanbiſchofes nad) a q 
des Kapitels und durch Wahl der Kapitel vorbehaltlich der 
Beſtimmung des c. 177 Cod. iur. can, i B 

Die Dignitäten werden nad) dem gemeinfamen Fanoni- 
ſchen Rechte bejett. 
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$ 3. 3m Hindlid auf die Auf 5 
2 Hiublick Aufwendungen des Baye— 
ee für die Bezüge der Seeljorgegeiftlichen 
DIEORDIE irche dor Ernennung der Pfarrer der Staat$- 
Beiftficer die Perjonalien des in Ausſicht genommenen 
En mitteilen;  allenfalljige Erinnerungen der 
Sie aaflicen a jollen in möglichit kurzer Zeit erfolgen. 
—— al ‚„Ratonat, oder Präfentationsrechte aus be— 
Form een Rechtstiteln bleiben in der bisherigen 
Art. 15 
$ 1. Sollte ſich in Zukunft bei 3 } 
} : Zukunft bei der Auslegung bot“ 
a yeliinmungen irgendeine —— ergeben, 
Sl. Stuhl und der Bayeriiche Staat gemein 
S A ofebafttiche Löſung herbeiführen. 
Fordates toich u Inkrafttreten des gegenwärtigen Kon“ 
mehr. geltend eu onfordat vom Sahre 1817 als nicht 
in Kraft Inſoweit bisher erlaſſene und Zoch 
none iche Landesgeſetze, Verordnungen und Ver⸗ 
ee en Beſtimmungen diefes Vertrages in Wider“ 
pruch ftehen, werden fie aufgehoben . 


R Art, 16 
— „atififationen werden möglichjt bald ausgewechielt 
Auzived a5 Konkordat wird mit dem Zeitpumte dieſer 
a ent in Kraft treten " 
enter Seuunigumg des Vorftehenden haben die nad, 
unterzeichnet, Ahligten das gegenwärtige Konkor 


Minden, den 29, März 1994 
(4) Eugeniog 
Arci  Sugenio Bacelli, 
(ge3.) em di Sardi, Nunzio Apoftolico. 
Xeußeren. — a "enilling, Staatsminifteh, 
fir Unleriht ind Aullus "> er) Dr Mirbeii 
Fred, Stantsminifter der Finanzen. 


des 
fter 
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2, Erklärung der. bayeriſchen Regierung zum Konkordat. 

Dem Mantelgeje vom 15. Januar 1925 als Anlage bei= 
gegeben und zugleich mit dem Mantelgejek im Gejeb- und Ver- 
ordnungsblatt für den Freiftaat Bayern (1925, 68) veröffentlicht. 
In Klammern die in der Erklärung angezogenen Geſetze und Be— 
jtimmungen. 


N „Sm Hinbliddarauf,dagdasKonkfordat 
in Bayern aud Zandesgejek ijt, it für 
jeine Auslegung der deutſche Tert maß— 
gebend. 

Zu Art. 182: Art. 137 Abi. UM der Reihs- 
verfajfung wird dur die Beſtimmungen 
des Art. 182 des Konkfordats und des Art. 1 
Ab. I der Verträge mitden beiden ebange- 
liihen Kirchen nit berührt. 


‚Art. 197 Abſ. III der Reichsverfaſſung lautet: „Jede 
Religionsgeſellſchaft ordnet umd verivaltet ihre Angelegen- 
heiten jelbftändig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Geſetzes, Sie verleiht ihre Nemter ohne Mit 
wirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde. 

Art. 1 8 2 de8 Konkordates (bat. des Verwaltungs: 
vertrages) Tautet: „Er (d. h. der baderiſche Staat) anerkennt 
das Recht der Kirche, im Rahmen ihrer Zuftändigfeit Geſetze 
au erlaffen und Anordnungen zu treffen, die ihre Mitglieder 
binden. Er wird die Ausiibung diejes Rechtes weder bin- 
dern noch erſchweren).“ 

Zu Art, 588 1 md 2: Der Freiheitdes Ge— 
wiſſens und der Wereinigung der Lebr- 
derjonen an Belenntnisjhulen jind an- 
dere Schrantenalsjiedurddiebejonderen 
Amts- und Standespflihten bedingt jind, 
nicht gezogen. 

Die Neuanjtellung von Lehrperjonen 
an Befenntnisihulen ift bedingt durch das 
Vorhbandenfein der GErfordernijfe der 


nebenangeführten Vertragsbeftimmungen. 
, Die Niederlegung des Neligionsunter- 
tigtes fürfid allein ift nidt im jedem 


Falle ein genügender Beweis dafür, daß 


die betr. Lehrperjon den angeführten 
Vertragsbeftimmungen nidt mehr ent- 
jpridt. 

Zu Art. 8: Die ftaatlide Shulauffiht 
wird aufrehterhalten. Eine Wiederein- 


führung der früheren geiftliden Scäul- 
aufficht fteht nit in Frage An $ 28 des 
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Schulaufjihtsgejeges vom 1. Auguſt 1922 
wird feitgehbalten Seine Beftimmungen 
fommen bezüglih des NReligionsunter- 
tihtes an den übrigen Lehranftalten 
zur entjprehenden Anwendung. 

($ 28 des Schulauffichtsgejeges vom 1. Auguft 1922 
lautet: „Die jtantliche Schulaufjicht iiber die Erteilung des 
an den Volksſchulen bejehränft fic al 

n BER L < E ulzu 
Emden ne Schulorönung, der Schulz 

Die Beſtimmung des Lehrinhaltes und der Methode 
der Erteilung des Peligionsunterrichtes iſt Sache der all 
ftändigen Stellen der Neligionsgefellihaften. Die, Neli- 
gionsgejellichaften Finnen durch Beauftragte den Religions” 
unterricht ihres Bekenntniffes an den Woltsichulen beiuchen 
ln Hi fih durch diefe vom Stand der Kenntniſſe it 
der — und der religiös-Tittlichen Erziehung der 

efenninisangehörigen Schulkinder überzeugen. 


Die Religionsgejelfichafte * wi » haben 

ü n und ihre Vertreter ba 
—— den Voltsichullehrern, die Br der Erteilung, des 
Sean arictes mitwirken, feine dienjtauffichtlihen 
fi hons Ian Fedoch Eönnen fich die Beauftragten der, Ne 
unten lkhaften mit den Sehrkräften, die den Neligiond” 
Mängel be —— über die Abftellung wahrgenommenet 
auffichtäbehörde ar Auch ift ihnen unbenommen, die —— 
find.”) Nurufen, wenn Beanftandungen erho 
Oberbehörde oder 
des Rechtes Tagten jind bei Ausibund 
unterrichteg sum Bejuhe des Neligiot” 


i und Des 83 zu allen 
in Seonftandungm bes Unterriä‘ 
fihtlihe Bere ltligen Säyern dienttaul 
verjonal ng sniffe gegenüber dem 26 
9% A 17 
Sertlendunge tgsnnunt Sm ges a3 
nad) Mahgane aPrehende Entjheidt! 


dem Staate zu Haatlider Beftimmungen 


di 
Die Verpftihtung des als! 


2 : Kirch d e: 
iv e g 

EEE Mer rn 
Bermögensw, Seftiegung der einzeltd, 
führung der gie, im Zalle einer, ® urd! 
verftändnig mtation wird nur im Gi 
30 dem Landtag getroff 





(Art. 138 der Neichsverfaffung lautet: „Die auf Gejeß, 
Vertrag oder beionderen Nechtstiteln beruhenden StaatS- 
leiftungen an die Religionsgejellihaften werden durch 
Landesgeſetzgebung abgelöſt. Die Grundſätze hierfür ſtellt 
das Reich auf. 2 

Das Eigentum und andere Nechte der Religionsgejell- 
ſchaften und religiöjen Vereine an ihren für Kultus-, Unter 
richts- und Wohltätigkeitszwecke beftimmten Anftalten, Stif⸗ 
tungen und fonftigen Vermögen werden gewährleiſtet.“ 

$ 18 bj. II und IV der bayerifchen Verfafjung lautet: 
„Beitehende Religionsgeſellſchaften . . . bleiben rechtsfähig, 
ſoweit fie e3 bisher waren ... Ihr Eigentum, ihre anderen 
Rechte ſowie ihr Bekenntnisgepräge werden gewährleiftet. 

„Bis zur Ablöjung der Staatsleiftungen nad) Art. 138 
der Verfaſſung des Deutſchen Reiches bleiben die auf Geſetz, 
Vertrag oder bejonderem Rechtstitel beruhenden Staats: 
leiftungen an die Religionsgeſellſchaften aufrechterhalten. ) 
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